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politischen Hauptdokumente der 2. Weltkonferenz gegen Ras­
sismus, die von imperialistischen Staaten in Frage gestellt 
werden, finden ihre Bestätigung. Die Kollaboration gewisser 
westlicher Staaten und Israels mit dem Apartheid-Regime 
wird als eines der Haupthindernisse zur Überwindung der 
Apartheid und als Bedrohung des Friedens und der inter­
nationalen Sicherheit bezeichnet.

. Die Resolution 38/14 proklamierte eine 2. Kampfdekade 
gegen Rassismus und Rassendiskriminierung, beginnend mit 
dem 10. Dezember 1983.

Im 3. Komitee brachte die DDR im Namen von 23 Ko­
autoren die Resolution 38/19 ein, die auf die Stärkung der 
Universalität der Internationalen Konvention über die Be­
kämpfung und Bestrafung des Apartheid-Verbrechens ge­
richtet ist und auf die umfassende Anwendung ihrer 
Bestimmungen zielt. Lediglich die USA, die — wie die meisten 
imperialistischen Staaten — diesem Dokument bis heute 
ferngeblieben sind, stimmten dagegen.

Ebenso lehnten die USA die analoge „Status-Resolution“ 
1984/7 in der Menschenrechtskommission ab. Diese Resolution 
greift u. a. eine Empfehlung der sog. Gruppe der Drei9 auf, 
die vorgeschlagen hatte, das Wirken der transnationalen 
Monopole in Südafrika juristisch als Apartheid-Verbrechen 
(Verstoß gegen Art. III der Konvention) zu werten. Die 
Gruppe der Drei wird ihrerseits aufgefordert, der 41. Tagung 
der Menschenrechtskommission über Ausmaß und Wesen der 
Verantwortlichkeit der transnationalen Monopole sowie über 
dagegen zu ergreifende Maßnahmen zu berichten.

Im übrigen verstärkte sich auf der Grundlage des Khalifa- 
Reports10 11, der das Engagement von 3 600 westlichen Firmen 
in Südafrika dokumentiert, der Widerstand gegen die Mono­
pole, die aus der Apartheid Superprofite realisieren. Das 
kommt auch in der Resolution 1984/6 der Menschenrechts­
kommission zum Ausdruck. Mit ihr wird der Auftrag erteilt, 
die Liste der westlichen Banken und Firmen, die Geschäfts­
beziehungen im Süden Afrikas unterhalten, auf dem aktuel­
len Stand zu halten. >

Eine positive Wertung verdienen auch die Chile-Resolu­
tionen 38/102 der UN-Vollversammlung und 1984/63 der 
Menschenrechtskommission. Sie verurteilen die gerade in 
jüngster Zeit wieder an Umfang und Intensität zunehmenden 
Menschenrechtsverletzungen des Pinochet-Regimes und sind 
den chilenischen Patrioten eine wertvolle Hilfe in ihrem 
opferreichen Kampf. Der Lallah-Report über Menschenrechts­

verletzungen in Chile11, der den Debatten zugrunde lag, wies 
eindringlich darauf hin, wie sich die Situation auf dem Gebiet 
der Menschenrechte in dem Andenland verschlechtert hat. 
Die imperialistischen Staaten versuchten vergeblich, eine 
separate Chile-Diskussion auf den nächsten Tagungen der 
UN-Vollversammlung und der Menschenrechtskommission zu 
verhindern; gegen ihren Widerstand wurde das Mandat des 
Spezialberichterstatters für Chile verlängert.

Bedeutsam sind schließlich die Resolutionen zu den 
Menschenrechtsverletzungen der Regimes in El Salvador und 
Guatemala. Die USA scheiterten in der Menschenrechtskom­
mission mit dem Versuch, ein Paket von „Änderungsvor­
schlägen“ durchzubringen, mit denen sie sich schützend vor 
die Machthaber in El Salvador stellen wollten. Die in beiden 
Resolutionen enthaltene Aufforderung an alle Staaten, in der 
gegenwärtigen Situation keine militärische Unterstützung zu 
leisten, hat angesichts der USA-Hilfe für beide Regimes 
besonderen Stellenwert.

•

Zu den Merkmalen der 38. Tagung der UN-Vollversammlung 
und der 40. Tagung der UN-Menschenrechtskommission 
gehören noch weitere empfindliche Niederlagen für den Kon­
frontationskurs der USA und anderer reaktionärer Kräfte: 
die ' entschiedene Verurteilung der USA-Aggression gegen 
Grenada, die Weigerung der Staatenmehrheit, sich zur Ein­
mischung in die inneren Angelegenheiten der Volksrepublik 
Polen mißbrauchen zu lassen, und das erneute Scheitern des 
Versuchs, das interventionistische Projekt eines Hochkommis­
sars für Menschenrechte zu realisieren.

Die DDR hat erfolgreich dazu beigetragen, daß beide 
Tagungen eine positive Gesamtbilanz aufweisen. Der sozia­
listische deutsche Friedensstaat wird damit auch auf dem 
Gebiet der internationalen Zusammenarbeit zur Förderung 
und zum Schutz der Menschenrechte seiner historischen und 
humanistischen Verantwortung gerecht.

9 Bei der sog. Gruppe der Drei handelt es sich um eine gemäß Art. rx 
der Konvention über die Bekämpfung und Bestrafung des Apart­
heid-Verbrechens aus drei Mitgliedern der Menschenrechtskommis­
sion bestehende Gruppe, die vom Vorsitzenden der Menschen­
rechtskommission berufen wird und deren Aufgabe die Behand­
lung der periodischen Berichte von Teilnehmerstaaten über inner­
staatliche Maßnahmen zur Verwirklichung der Konvention ist.

10 Vgl. UN-Doc. E/CN.4/Sub. 2/1983/6 Add. 1.
11 Vgl. UN-Doc. A/38/385 und Add. 1 sowie E/CN/4/1984/7.
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Ihr Recht, die sozialistische Rechtsordnung aktiv mitzuge­
stalten (Art. 45 Abs. 2 der Verfassung), nehmen die Gewerk­
schaften in vielfältiger Weise wahr. Die erfolgreiche Bilanz 
der gewerkschaftlichen Rechtsarbeit bei der Rechtsetzung 
und Rechtsverwirklichung wurde auf dem 10. FDGB-Kongreß 
besonders hervorgehoben, und es wurde gefordert, im Rah­
men der Aufgaben der Gewerkschaften ständig die gesetzlich 
garantierten Rechte der Werktätigen und ihre Interessen zu 
sichern, die Rechtshilfe und Rechtserläuterung in den Arbeits­
kollektiven auszubauen.1

Die Effektivität des Wirkens der Gewerkschaften ist u. a. 
daran zu messen, wie
— die Vorstände und Leitungen und jeder Gewerkschafts­

funktionär stets eine enge Verbindung zu den Mitgliedern 
gewährleisten und bei Leitungsentscheidungen jederzeit 
von der sachlichen Analyse der Lage im jeweiligen Orga­
nisationsbereich ausgehen, wie sie Probleme und herange- 

- reifte Fragen rechtzeitig erfassen und negativen Erschei­
nungen im Leben der Grundorganisation, wie Bürokratis­
mus, Herzlosigkeit oder Nichtbeachtung von Vorschlägen, 
konsequent entgegentreten;

— in allen Gewerkschaftsgruppen und Grundorganisationen 
schöpferische Initiativen und neue Aktivitäten geweckt 
und gefördert werden;

— es gelingt, eine schöpferische, kritische und selbstkritische 
Atmosphäre zu entwickeln, durch die jedes Gewerk­
schaftsmitglied angeregt wird, sich am gewerkschaftlichen 
Leben zu beteiligen und seine Gedanken und Vorstellun­
gen zu allen Fragen darzulegen, die die tägliche Arbeit 
und das Leben in der Gemeinschaft aufwerfen.
Die immer umfassender werdende Teilnahme der Werk­

tätigen an der Leitung und Planung im Betrieb und in der 
Gesellschaft ist Ausdruck lebendiger sozialistischer Demo­
kratie und zugleich unentbehrliche Voraussetzung für ihre 
weitere Vervollkommnung. Charakteristisch dabei ist, daß 
sich immer mehr Werktätige bewußt für die Lösung gesell­
schaftlicher Aufgaben einsetzen. Besonders deutlich wird 
das in der materiellen Produktion. Hier entscheiden die 
Werktätigen in der Planvorbereitung, im sozialistischen Wett-

1 H. Tisch, Bericht des Bundesvorstandes an den 10. FDGB-Kongreß,
ln: Dokumente - 10. FDGB-Kongreß, Berlin 1982, S. 41.


